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Ein disaggregierter
Ansatz zur Analyse
der Staatsfinanzen:
die Entwicklung der
�ffentlichen Finanzen
in Deutschland in den
Jahren 2000 bis 2005

Zur Analyse der Entwicklung der

�ffentlichen Finanzen bieten sich je

nach Untersuchungsziel verschiedene

Herangehensweisen an. Im Rahmen

der europ�ischen Haushaltsregeln und

insbesondere des Stabilit�ts- und

Wachstumspakts ist die um Kon-

junktureinfl�sse und tempor�re Effek-

te bereinigte strukturelle Entwicklung

von besonderem Interesse. Im Folgen-

den wird eine in der Bundesbank und

dem Eurosystem konzipierte Methode

vorgestellt, mit der die Entwicklung

des strukturellen staatlichen Finanzie-

rungssaldos disaggregiert aus den Ver-

�nderungen der dahinter stehenden

Einnahmen- und Ausgabenkategorien

erkl�rt wird. Das Verfahren wird an-

hand einer Untersuchung der j�ngeren

Entwicklung in Deutschland illustriert.

Sie zeigt, dass f�r den starken Defizit-

anstieg nach dem Jahr 2000 zwar auch

konjunkturelle Einfl�sse eine Rolle ge-

spielt haben. Ausschlaggebend war

aber der R�ckgang der strukturellen

Einnahmenquote, der mit der Ver-

ringerung des im Jahr 2000 außer-

ordentlich hohen Niveaus der gewinn-

abh�ngigen Steuern, mit der struktu-

rell schwachen Entwicklung wichtiger

Bemessungsgrundlagen der Abgaben

und mit Steuersenkungen zusammen-

hing. Die ausgabenseitige Zur�ckhal-

tung bildete ein gewisses Gegen-

gewicht.
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Der disaggregierte Ansatz

Zur Beschreibung und Analyse der Entwick-

lung der �ffentlichen Finanzen gibt es eine

Vielzahl von Methoden und Herangehenswei-

sen. So kann sich die Untersuchung auf den

Gesamtstaat oder auf einzelne Teilbereiche

wie die Gebietsk�rperschaften, die Sozialver-

sicherungen oder den h�ufig im Zentrum des

Interesses stehenden Bund beziehen. Im Hin-

blick auf das zu Grunde gelegte statistische

Konzept wird insbesondere auf Angaben

aus den Haushaltsrechnungen (Finanzstatis-

tik) oder den Volkswirtschaftlichen Gesamt-

rechnungen (VGR) zur�ckgegriffen. Dar�ber

hinaus k�nnen bei der Analyse konjunkturelle

Einfl�sse oder Sonderfaktoren ber�cksichtigt

werden. �ber die kurzfristige Perspektive

hinaus werden vor allem in der Generationen-

bilanzierung die Auswirkungen der prognos-

tizierten demographischen Entwicklung ein-

bezogen.

Im Rahmen des EG-Vertrages kommt den

Ergebnissen der VGR f�r den Gesamtstaat

(Gebietsk�rperschaften und Sozialversiche-

rungen) besondere Bedeutung zu. Der Stabi-

lit�ts- und Wachstumspakt pr�zisiert die

Haushalts�berwachung auf der europ�ischen

Ebene und das Verfahren bei einem �ber-

m�ßigen Defizit. Hierbei spielt die strukturelle

Betrachtung im Sinne einer um konjunktu-

relle und sonstige tempor�re Faktoren berei-

nigten Entwicklung eine wichtige Rolle. Der

im Folgenden vorgestellte disaggregierte An-

satz tr�gt diesen Anforderungen Rechnung.1)

Er ist ein weitgehend standardisiertes Verfah-

ren und eignet sich daher auch f�r die Haus-

haltsanalyse in einem Mehrl�nderkontext, die

eine komprimierte Darstellung der wichtig-

sten Informationen sowie Vergleichbarkeit

und Transparenz erfordert. Außerdem kann

bei der Analyse von Prognosen der �ffent-

lichen Finanzen die quantitative Bedeutung

der wichtigsten Einflussfaktoren – makro�ko-

nomische Entwicklung, finanzpolitische Ent-

scheidungen und Sondereffekte – offen ge-

legt werden.2)

Im disaggregierten Ansatz wird in einem ers-

ten Schritt die strukturelle Entwicklung in den

wichtigsten Budgetkategorien durch Abzug

von Konjunktureinfl�ssen und tempor�ren

Effekten abgeleitet. Anschließend wird die

Bedeutung der konjunkturbereinigten makro-

�konomischen Entwicklung f�r Ver�nderun-

gen der strukturellen Einnahmenquote ermit-

telt und von den Auswirkungen finanzpoliti-

scher Maßnahmen abgegrenzt. Zusammen

mit zus�tzlichen Informationen �ber ausga-

benseitige Faktoren, wie etwa den Einfluss

der Finanzierungsbedingungen auf die Ver�n-

derung der Zinsausgabenquote, bilden die

Berechnungen die Ausgangsbasis f�r weiter-

gehende Untersuchungen.

1 Vorgeschlagen wurde der Ansatz in: J. Kremer und
K. Wendorff (2004), Germany after the qualification for
EMU: A disaggregated approach to the analysis of struc-
tural public finance developments, Vierteljahreshefte zur
Wirtschaftsforschung 73, 3, S. 358–370. Er wurde zu
der hier dargestellten Form weiterentwickelt und im Rah-
men einer Mehrl�nderanalyse verwendet in: J. Kremer,
C.R. Braz, T. Brosens, G. Langenus, S. Momigliano,
M. Spolander, A disaggregated framework for the analy-
sis of structural developments in public finances, Working
Paper Series, 579/2006, EZB und Deutsche Bundesbank,
Diskussionspapier des Forschungszentrums, Reihe 1,
Volkswirtschaftliche Studien, Nr. 05/2006.
2 Eine vergangenheitsbezogene Anwendung f�r die L�n-
der Belgien, Deutschland, Finnland, Italien, die Nieder-
lande und Portugal sowie eine Analyse der Prognose der
Haushaltsentwicklung in Belgien findet sich in: Kremer et
al. (2006), a.a.O.

M�glichkeiten
zur Analyse der
�ffentlichen
Finanzen

Analytische
Anforderungen
der europ�i-
schen Haus-
haltsregeln ...

...werden mit
dem disaggre-
gierten Ansatz
aufgegriffen
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Ein zentraler Bestandteil des Verfahrens ist

das Herausrechnen des konjunkturellen Ein-

flusses auf die Staatsfinanzen. Dazu wird das

im Europ�ischen System der Zentralbanken

(ESZB) entwickelte Konjunkturbereinigungs-

verfahren verwendet. Hierbei werden ein-

zelne staatliche Einnahmen- und Ausgaben-

kategorien �ber konstante Elastizit�ten mit

ihren makro�konomischen Bezugsgr�ßen

verkn�pft – also etwa die Lohnsteuereinnah-

men mit den Bruttol�hnen und -geh�ltern

(siehe weitergehende Erl�uterungen auf S.

66f.). Die Elastizit�ten geben – bei unver-

�ndertem Rechtsstand – die relative �nde-

rung einer Budgetkategorie infolge einer Ver-

�nderung der zugeh�rigen Bezugsgr�ße um

1% an. Die konjunkturelle Schwankung der

jeweiligen Bezugsgr�ße bestimmt somit die

konjunkturellen Bewegungen der korrespon-

dierenden Budgetkategorie. Bereinigungs-

methoden, die den konjunkturbedingten

Teil des Gesamtsaldos unmittelbar aus der

Produktionsl�cke (d.h. der Abweichung zwi-

schen dem BIP und seinem Trendwert bzw.

Potenzial) ableiten,3) sind f�r die Anwendung

im Rahmen des disaggregierten Ansatzes

weniger geeignet, da sie keine Informationen

�ber die Konjunkturkomponenten einzelner

Haushaltspositionen liefern. Auf Grund der

teilweise recht unterschiedlichen Entwicklung

der einzelnen makro�konomischen Bezugs-

gr�ßen und des BIP (z.B. bei einem export-

getriebenen Aufschwung) erlaubt das ESZB-

Verfahren eine differenziertere Erfassung von

Konjunktureinfl�ssen als Methoden, die pau-

schal an der Produktionsl�cke ansetzen.

Die Konjunktureinfl�sse auf die gesamtwirt-

schaftlichen Bezugsgr�ßen werden mit Hilfe

eines statistischen Filterverfahrens als Abwei-

chung von ihrem mittelfristigen Trend berech-

net. Dabei werden unter anderem auch

Projektionen der zuk�nftigen gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung ber�cksichtigt, die

gegebenenfalls an neue Erkenntnisse an-

gepasst werden m�ssen. Dies kann sich am

aktuellen Rand in Korrekturen bei der Ein-

sch�tzung des konjunkturbedingten Finanzie-

rungssaldos beziehungsweise der Entwick-

lung der �ffentlichen Finanzen insgesamt

niederschlagen.4) Dessen ungeachtet ist die

Konjunkturbereinigung eine wichtige Grund-

lage f�r die Haushaltsanalyse und -planung.

Letztere erfordert eine gesamtwirtschaftliche

Prognose und sollte durch eine – vor dem

Hintergrund der aktuellen Einsch�tzungen

vorgenommenen – Einordnung der Haus-

haltslage im Hinblick auf ihre strukturelle

Komponente erg�nzt werden.

Neben der Konjunktur k�nnen tempor�re

Effekte die Haushaltsentwicklung beeinflus-

sen. Hier werden sowohl tempor�re finanz-

politische Maßnahmen als auch vor�ber-

gehende Einfl�sse einbezogen, die nicht auf

konkrete Entscheidungen zur�ckgehen, so-

fern sich ihre finanzielle Wirkung absch�tzen

l�sst. Generell besteht bei den zu ber�cksich-

tigenden Effekten und bei der Bestimmung

ihrer finanziellen Wirkung ein gewisser

Ermessensspielraum. Abgesehen von den

3 Solche „aggregierten“ Verfahren werden z.B. von der
Europ�ischen Kommission, der OECD oder dem IWF ver-
wendet. Zu Einzelheiten siehe beispielsweise: N. Girouard
und C. Andr� (2005), Measuring cyclically-adjusted bud-
get balances for OECD countries, Economics Department
Working Papers, Nr. 434, OECD.
4 Die Rolle der Fehleinsch�tzungen der makro�konomi-
schen Perspektiven f�r die Haushaltsplanungen nach
dem Jahr 2000 wird von Kremer und Wendorff (2004),
a.a.O., diskutiert.

Konjunktur-
bereinigung

Bereinigung
um tempor�re
Effekte
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Deutsche Bundesbank

Zu den Grundlagen des disaggregierten Ansatzes *)

1. Der Einfluss gesamtwirtschaftlicher Entwick-
lungen auf den Staatshaushalt

Im Rahmen des disaggregierten Ansatzes wird
der Staatshaushalt zun�chst um die Einfl�sse
konjunktureller Schwankungen bereinigt. Im
Anschluss wird die Bedeutung der trendm�ßi-
gen Wirtschaftsentwicklung f�r die Ver�nderun-
gen der konjunkturbereinigten Quoten von
Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen zum BIP
ermittelt. Hierzu werden einzelne Budgetkate-
gorien jeweils �ber Elastizit�ten mit makro�ko-
nomischen Bezugsgr�ßen verkn�pft. Die Elasti-
zit�ten werden unter Beachtung der institu-
tionellen Regelungen (z.B. des Steuerrechts)
bestimmt. Sie geben an, wie groß – bei gege-
benem Rechtsstand – die prozentuale �nderung
in einer Budgetkategorie infolge einer �nde-
rung der zugeh�rigen Bezugsgr�ße um 1% ist.

Auf der Einnahmenseite werden dabei die
folgenden Kategorien ber�cksichtigt (jeweilige
makro�konomische Bezugsgr�ßen in Klam-
mern): die Lohnsteuer (Bruttol�hne und -ge-
h�lter je Arbeitnehmer sowie die Zahl der
Arbeitnehmer), die gewinnabh�ngigen Steuern
definiert als Summe aus K�rperschaftsteuer,
Gewerbesteuer, veranlagter Einkommensteuer
und Kapitalertragsteuern (Unternehmens- und
Verm�genseinkommen), die Umsatzsteuer
(nominaler privater Konsum, nominale private
Wohnungsbauinvestitionen und nominale um-
satzsteuerbelastete Konsumausgaben des
Staates), die – weitgehend mengenbezogenen –
speziellen Verbrauchsteuern (realer privater
Konsum) und die Sozialbeitr�ge (Bruttol�hne
und -geh�lter). F�r die Konjunkturbereinigung
wird unterstellt, dass Sozialbeitr�ge und Lohn-

steuer, die auf Bruttol�hne und -geh�lter im
Staatssektor gezahlt werden, sowie die um-
satzsteuerbelasteten Staatsausgaben konjunk-
turunabh�ngig sind. Auf der Ausgabenseite
werden das Arbeitslosengeld (Arbeitslose) und
die Ausgaben der Rentenversicherung (Brutto-
l�hne und -geh�lter je Arbeitnehmer) um kon-
junkturelle Einfl�sse bereinigt.

F�r einzelne Kategorien werden bestimmte Be-
sonderheiten beachtet. So ist die Elastizit�t der
Lohnsteuereinnahmen bez�glich Ver�nderun-
gen von Bruttol�hnen und -geh�ltern je Arbeit-
nehmer – auf Grund des progressiven Tarifs –
gr�ßer als eins, w�hrend die Elastizit�t bez�g-
lich Ver�nderungen der Arbeitnehmerzahl mit
eins angesetzt wird. Bei der Umsatzsteuer wer-
den n�herungsweise �nderungen in den An-
teilen von umsatzsteuerbefreiten sowie er-
m�ßigt und regul�r besteuerten Komponenten
an den Bezugsgr�ßen ber�cksichtigt. F�r die
gewinnabh�ngigen Steuern und die Rentenaus-
gaben wird unterstellt, dass ein zeitlich ver-
z�gerter Zusammenhang zur jeweiligen Bezugs-
gr�ße besteht. Bei den gewinnabh�ngigen
Steuern wird die langfristige Elastizit�t unter
Verwendung konstanter Gewichte auf das lau-
fende und die beiden vorangegangenen Jahre
verteilt. Bei den Renten wird ber�cksichtigt, dass
die individuellen Rentenzahlungen mit einer
zeitlichen Verz�gerung n�herungsweise dem
Wachstum der Bruttol�hne und -geh�lter je
Arbeitnehmer folgen.

a) Konjunkturbereinigung

Der Einfluss der Konjunktur auf eine Kategorie
wird durch Multiplikation der Elastizit�t mit der

* F�r weitere Informationen zum ESZB-Konjunkturbereinigungs-
verfahren siehe: C. Bouthevillain, P. Cour-Thimann, G. van den Dool,
P. Hern�ndez de Cos, G. Langenus, M. Mohr, S. Momigliano und
M. Tujula, Cyclically adjusted budget balances: an alternative ap-
proach, Working Paper Series Nr. 77/2001, EZB. Eine ausf�hrlichere

Beschreibung des disaggregierten Ansatz findet sich in Kremer et al.
(2006), a.a.O. — 1 Die Wahl des Filters und des Gl�ttungsparameters
wird in Bouthevillain et al. (2001), a.a.O. diskutiert. Die hier abgelei-
teten Aussagen gelten qualitativ auch dann, wenn man beispiels-
weise den von der Europ�ischen Kommission im Rahmen ihres Pro-
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relativen Trendabweichung der realen Bezugs-
gr�ßen abgeleitet. Die Trendabweichung wird
durch Anwendung des Hodrick-Prescott-Filters
mit einem Gl�ttungsparameter � ¼ 30 berech-
net.1) Zur Preisbereinigung der Bruttol�hne und
-geh�lter beziehungsweise der Unternehmens-
und Verm�genseinkommen, f�r die in den VGR
keine Deflatoren angegeben werden, wird der
Deflator des privaten Konsums beziehungsweise
des BIP verwendet. Zur Bestimmung der struktu-
rellen Einnahmen- und Ausgabenquoten wird
das bereinigte nominale BIP im Nenner als Pro-
dukt aus BIP-Deflator und HP-Trend des realen
BIP berechnet. Damit wird f�r Z�hler und Nen-
ner analog vorgegangen.2)

b) Fiscal Drag und strukturelle Abkopplung der
Bemessungsgrundlage vom BIP

F�r die strukturellen Quoten der einzelnen
Steuerarten und der Sozialbeitr�ge zum BIP
wird ermittelt, welcher Anteil einer Ver�nde-
rung auf einen Fiscal Drag beziehungsweise auf
eine trendm�ßige Abkopplung der zugeordne-
ten Bemessungsgrundlagen vom BIP zur�ck-
geht. Ein Fiscal Drag f�r eine spezielle Kategorie
entsteht, wenn die Elastizit�t " der Einnahmen R
aus dieser Kategorie von eins abweicht. Grund-
s�tzlich wird der Einfluss folgendermaßen be-
stimmt:

ð" � 1ÞmT
t Rt�1

Y T
t

;

wobei mT f�r die Wachstumsrate der bereinig-
ten Bemessungsgrundlage und Y T f�r das berei-
nigte BIP stehen. F�r die weitgehend als Men-

gensteuern ausgestalteten speziellen Verbrauch-
steuern ergibt sich der Fiscal Drag bei Ver�nde-
rungen des Deflators des privaten Konsums. Bei
der Lohnsteuer entsteht der Fiscal Drag infolge
von Ver�nderungen der durchschnittlichen
Bruttol�hne und -geh�lter. F�r die gewinnab-
h�ngigen Steuern wird die unterstellte Zeit-
verz�gerung zwischen Ver�nderungen der Be-
messungsgrundlage und des Steueraufkommens
ber�cksichtigt.

Der Einfluss einer Abkopplung der Bemessungs-
grundlage vom BIP, das heißt von Unterschieden
im Wachstum mT der bereinigten Bemessungs-
grundlage und yT des bereinigten BIP, ist n�he-
rungsweise gegeben durch:

ðmT
t � yTt ÞRt�1

Y T
t

:

2. Die Entwicklung der strukturellen Zinsaus-
gabenquote

Die j�hrliche strukturelle Ver�nderung der Zins-
ausgaben I in Relation zum BIP wird auf den
Einfluss von Ver�nderungen der Durchschnitts-
verzinsung auf die Staatsschuld i und des Schul-
denstandes D zur�ckgef�hrt. Die Bedeutung
von �nderungen in der Durchschnittsverzinsung
wird bestimmt als:

ðit� it�1Þ ðDt�1þDtÞ = 2
Y T
t

, wobei it ¼ It
ðDt�1þDtÞ = 2 .

Die Wirkung von Schuldenstands�nderungen
wird als Restgr�ße berechnet.

duktionsfunktionsansatzes verwendeten h�heren Wert von 100 oder
einen niedrigeren Wert, wie in der Literatur teilweise vorgeschlagen,
von beispielsweise 6 verwendet. — 2 Im Rahmen der Konjunkturbe-
reinigung wird der Konjunktureinfluss auf die nominale Bezugsgr�ße

faktisch mit der relativen Trendabweichung der realen Bezugsgr�ße
gleichgesetzt. Dies bedeutet, dass der bereinigte Wert der nominalen
Bezugsgr�ße mit dem Produkt aus Deflator und Trend der realen Be-
zugsgr�ße �bereinstimmt.
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UMTS-Erl�sen im Jahr 2000 haben tempor�re

Effekte die Entwicklung im betrachteten Zeit-

raum kaum beeinflusst.

Außer der Konjunktur und den hier ber�ck-

sichtigten tempor�ren Effekten k�nnen sich

auch weitere transitorische Einfl�sse in den

�ffentlichen Haushalten niederschlagen. Dis-

kutiert werden in diesem Zusammenhang

beispielsweise die direkten Wirkungen von

kurzfristigen Verm�genspreis�nderungen auf

die staatlichen Einnahmen.5) Da bislang ein

standardisierter Ansatz zur Sch�tzung solcher

weiterer tempor�rer Effekte fehlt, werden sie

im Rahmen der Analyse der nicht standar-

disiert erkl�rten Entwicklung angef�hrt.

Die Angabe der strukturellen staatlichen Ein-

nahmen und Ausgaben erfolgt im Verh�ltnis

zum Trend-BIP (siehe oben stehende Tabelle).

Um die Faktoren zu identifizieren, die die

Entwicklung der strukturellen Defizitquote

bestimmt haben, werden die strukturellen

Ver�nderungen der wichtigsten Budgetkate-

gorien im Verh�ltnis zum Trend-BIP berechnet

(siehe Tabelle auf S. 73). Die zu Grunde

liegenden Berechnungen werden in den

Erl�uterungen auf Seite 66 f. ausf�hrlicher

beschrieben.

Strukturelle staatliche Einnahmen und Ausgaben*) in Prozent des Trend-BIP

Position 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Finanzierungssaldo – 1,7 – 3,4 – 3,9 – 3,5 – 3,4 – 3,0
Zinsen 3,2 3,1 2,9 3,0 2,8 2,8
Prim�rsaldo 1,5 – 0,3 – 0,9 – 0,6 – 0,5 – 0,2

Einnahmen 47,3 45,3 44,5 44,2 43,0 43,3
davon:

Steuern und Sozialbeitr�ge 43,5 41,5 40,7 40,6 39,6 39,8
Nichtsteuerliche Einnahmen 1) 3,8 3,9 3,8 3,7 3,4 3,5

Prim�rausgaben 49,1 48,8 48,4 47,7 46,4 46,3
davon:

Sozialausgaben 2) 27,2 27,4 27,5 27,4 26,7 27,0
Subventionen 2,0 1,9 1,8 1,7 1,6 1,5
Arbeitnehmerentgelte 8,2 8,0 7,9 7,7 7,6 7,4
Vorleistungen 4,1 4,1 4,2 4,1 4,0 4,2
Bruttoanlageinvestitionen 1,8 1,8 1,7 1,5 1,4 1,3
Sonstige Ausgaben 3) 2,6 2,6 2,4 2,4 2,2 2,1

Nachrichtlich: 4)

Unbereinigter Finanzierungssaldo 1,3 – 2,8 – 3,7 – 4,0 – 3,7 – 3,3
Konjunkturkomponente 0,6 0,6 0,2 – 0,3 – 0,3 – 0,4
Tempor�re Effekte 2,5 – 0,1 0,0 – 0,1 0,0 0,1

* Bereinigt um konjunkturelle Einfl�sse und tempor�re
Effekte. Abgrenzung gem�ß ESVG ’95. Ab 2005 einschl.
Postpensionskassen. Dadurch leichter Anstieg der Einnah-
men- und Ausgabenquoten gegen�ber den (noch nicht
angepassten) Vorjahren. Abweichend vom Ausweis des
Statistischen Bundesamtes saldenneutrale Einbeziehung
der Z�lle, des Anteils der EU am Mehrwertsteueraufkom-
men und der Subventionen der EU. — 1 Sonstige

empfangene laufende Transfers, Verk�ufe und empfan-
gene Verm�genstransfers. — 2 Einschl. sonstiger laufen-
der Transfers an private Haushalte. — 3 Sonstige ge-
leistete laufende Transfers an Kapitalgesellschaften und
die �brige Welt, Netto-Zugang sonstiger nichtfinanzieller
Verm�gensg�ter und geleistete Verm�genstransfers. —
4 Angaben in Prozent des nominalen BIP.

Deutsche Bundesbank

5 Siehe zur Messung des Einflusses von Verm�genspreis-
fluktuationen auf die �ffentlichen Haushalte beispiels-
weise: N. Girouard und R. Price (2004), Asset price cycles,
“one-off” factors and structural budget balances,
Economics Department Working Papers, Nr. 391, OECD,
oder F. Eschenbach und L. Schuknecht (2002), Asset
prices and fiscal balances, Working Paper Series, 1/2002,
EZB.

Weitere
transitorische
Einfl�sse

Ver�nderungen
struktureller
Einnahmen und
Ausgaben
erkl�ren Ent-
wicklung des
strukturellen
Defizits
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Strukturelle Trends auf der

Ausgabenseite

Auf der Ausgabenseite wird zun�chst zwi-

schen Zins- und Prim�rausgaben unterschie-

den. Die Entwicklung der Zinsausgaben wird

grunds�tzlich durch den Zinssatz, die Neuver-

schuldung und die f�llig werdende Verschul-

dung bestimmt. Im Rahmen des disaggregier-

ten Ansatzes werden �nderungen der struk-

turellen Zinsausgabenquote danach differen-

ziert, ob sie sich aus einer Ver�nderung der

Durchschnittsverzinsung oder des Schulden-

standes ergeben.

Die Entwicklung der strukturellen Prim�raus-

gabenquote wird �ber den Beitrag der Sozial-

ausgaben, Subventionen, Personalausgaben,

Vorleistungen, Investitionsausgaben und sons-

tiger VGR-Kategorien (andere geleistete lau-

fende Transfers, Netto-Zugang sonstiger

nichtfinanzieller Verm�gensg�ter und geleis-

tete Verm�genstransfers) erkl�rt. Erg�nzt

werden diese Informationen durch Berech-

nungen zum Einfluss von Ausgaben f�r Ge-

sundheitsleistungen, die Alterssicherung und

den Arbeitsmarkt sowie zur Ver�nderung des

Personalbestandes im Staatssektor.

Die Ausgaben sind zwar zu einem großen Teil

konjunkturunabh�ngig. Dennoch wird die

Entwicklung der unbereinigten Ausgaben-

quoten stark durch die konjunkturellen

Schwankungen des nominalen BIP beein-

flusst. Wenn etwa die Ausgaben mit dem

Trend des BIP zunehmen, das BIP jedoch kon-

junkturbedingt schw�cher w�chst, steigt die

unbereinigte Ausgabenquote. In diesem Fall

ist jedoch die Ausgabenpolitik nicht unbe-

dingt als expansiv zu charakterisieren. Dem-

gegen�ber legen die hier ausgewiesenen

Ver�nderungen der strukturellen Ausgaben-

quoten eher die grundlegenden Entwick-

lungstendenzen offen (siehe auch oben

stehendes Schaubild).

Strukturelle Trends auf der

Einnahmenseite

Auf der Einnahmenseite wird die Entwicklung

der Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen und

der nichtsteuerlichen Einnahmen (sonstige

empfangene laufende Transfers, Verk�ufe

und empfangene Verm�genstransfers) separat

ausgewiesen. F�r die Steuer- und Sozialbei-

tragseinnahmen wird zwischen dem Einfluss

der makro�konomischen Entwicklung und

den Auswirkungen (diskretion�rer) finanzpoli-

in % des BIP

Ausgabenquote

1997 2005

Einnahmenquote

      ohne Konjunkturbereinigung
      mit Konjunkturbereinigung

Staatseinnahmen und
-ausgaben *)

* Ohne UMTS-Erlöse.
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tischer Maßnahmen unterschieden. Da sich

letztere h�ufig nur n�herungsweise ermitteln

lassen, die Bemessungsgrundlagen teilweise

nur grob erfasst werden k�nnen und außer-

dem vielfach Sonderfaktoren eine Rolle spie-

len, bleibt ein Teil der Ver�nderung hierdurch

unerkl�rt. Die Faktoren, die sich in dieser

Restgr�ße (Residuum) niederschlagen, sollten

qualitativ erl�utert werden. Als zus�tzliche In-

formation wird der Teil der Einnahmenver�n-

derung angegeben, der sich spiegelbildlich

auch auf der Ausgabenseite zeigt. Dabei han-

delt es sich um Sozialbeitr�ge und Lohn-

steuer, die auf Bruttol�hne und -geh�lter der

Staatsbediensteten gezahlt werden, sowie

um die Umsatzsteuerzahlungen des Staates

(an sich selbst). In der Tabelle auf Seite 73

werden die Ergebnisse im Aggregat gezeigt.

Dahinter stehen Berechnungen f�r die einzel-

nen, auch in der Konjunkturbereinigung ge-

trennt behandelten Steuerarten und f�r die

Sozialbeitr�ge (siehe Tabelle auf S. 75).

Um den Einfluss makro�konomischer Trends

zu bestimmen, werden die bereinigten Be-

messungsgrundlagen und die Elastizit�ten

aus der Konjunkturbereinigung verwendet.

Ist die Elastizit�t f�r eine Einnahmenkategorie

von eins verschieden oder weicht das Trend-

wachstum ihrer gesamtwirtschaftlichen Be-

messungsgrundlage von dem des BIP ab, so

ver�ndert sich die strukturelle Quote dieser

Kategorie. Im ersten Fall wird hier verallge-

meinernd von Fiscal Drag gesprochen, im

zweiten Fall von einer (strukturellen) Abkopp-

lung der Bemessungsgrundlage vom BIP.

Beide Faktoren beeinflussen die strukturelle

Einnahmenquote, ohne dass dahinter ein

aktives finanzpolitisches Eingreifen steht.

Auf Grund der progressiven Tarifgestaltung

bei der Einkommensteuer ergibt sich ein posi-

tiver Fiscal Drag, da mit zunehmenden Ein-

kommen der Durchschnittsteuersatz steigt.

Bei den weitgehend mengenabh�ngigen spe-

ziellen Verbrauchsteuern (z.B. Mineral�l-

steuer) ist der Fiscal Drag dagegen in der

Regel negativ, da das nominale Trend-BIP im

Nenner der Quote von der Preisentwicklung

abh�ngt, die Steuereinnahmen im Z�hler

hierdurch aber kaum direkt beeinflusst wer-

den. Insgesamt dominiert im betrachteten

Zeitraum der Fiscal Drag bei der Einkommen-

steuer, so dass sich per saldo ein positiver

Einfluss auf die strukturelle Einnahmenquote

ergibt.

Die Entwicklung der makro�konomischen Be-

messungsgrundlage einer Einnahmenkatego-

rie kann sich aus verschiedenen Gr�nden so-

wohl kurzfristig als auch l�ngerfristig vom BIP

abkoppeln. So f�hren Tariferh�hungen bei

indirekten Steuern dazu, dass das Volksein-

kommen strukturell langsamer zunimmt als

das BIP (zu Marktpreisen). Da direkte Steuern

und Sozialbeitr�ge auf Faktoreinkommen er-

hoben werden, kommt es zu einer negativen

Abkopplung dieser Abgaben vom BIP. Außer-

dem hat zum Beispiel eine Verschiebung im

Volkseinkommen zu Gunsten der Unter-

nehmens- und Verm�genseinkommen eine

positive Abkopplung bei den gewinn-

abh�ngigen Steuern und eine – vom Umfang

her bedeutendere – negative Abkopplung bei

der Lohnsteuer und den Sozialbeitr�gen zur

Folge. Zu einer Abkopplung bei den indirek-

ten Steuern kommt es beispielsweise, wenn

sich umsatzsteuerbefreite Komponenten des

BIP, wie etwa die Exporte, mittelfristig anders

Makro�kono-
mische Trends
beeinflussen die
strukturellen
Quoten

Fiscal Drag

Abkopplung
der makro-
�konomischen
Bemessungs-
grundlagen
vom BIP
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entwickeln als der umsatzsteuerbelastete

Endverbrauch.

Ein großer Teil der �nderung in den struktu-

rellen Einnahmenquoten geht auf Rechts�n-

derungen und Anpassungen der Sozialbei-

tragss�tze zur�ck. F�r die hier vorgestellten

Berechnungen wurden die finanziellen Wir-

kungen der Rechts�nderungen teilweise den

Sch�tzungen entnommen, die im Rahmen

des Gesetzgebungsprozesses von der Regie-

rung vorgelegt wurden, und teilweise auf

Basis der vergangenen Entwicklung der Be-

messungsgrundlagen ermittelt. Gerade bei

umfangreicheren �nderungen – wie etwa der

Unternehmenssteuerreform 2001 oder der

schrittweisen Absenkung des Einkommen-

steuertarifs – ist die Sch�tzunsicherheit aber

hoch. Bei der Interpretation der Ergebnisse ist

dies in Rechnung zu stellen.

Entwicklungen bei Steuern oder Sozialbeitr�-

gen, die sich nicht durch die oben genannten

Faktoren erkl�ren lassen, werden im Resi-

duum ausgewiesen. Residuen k�nnen sich

beispielsweise durch eine Fehleinsch�tzung

der Wirkungen von Rechts�nderungen erge-

ben. Außerdem bilden die hier unterstellten

makro�konomischen Bezugsgr�ßen die Ent-

wicklung der tats�chlichen Bemessungs-

grundlagen nur grob nach. So kann es bei-

spielsweise zu Verschiebungen in der Bezugs-

gr�ße f�r die Umsatzsteuer hin zu steuer-

erm�ßigten und -befreiten Komponenten

kommen, die insbesondere auf Grund einer

unzureichenden Datenlage nur n�herungs-

weise erfasst werden k�nnen. Hierdurch sinkt

der durchschnittliche Steuersatz in Bezug auf

die unterstellte makro�konomische Bemes-

sungsgrundlage, was zu einem negativen

Residuum bei der Umsatzsteuer f�hrt. Beson-

ders bei den gewinnabh�ngigen Steuern

weichen die Entwicklung der tats�chlichen

Bemessungsgrundlage und der – mangels

besserer Informationen verwendeten – Unter-

nehmens- und Verm�genseinkommen teil-

weise deutlich voneinander ab. Dies ist unter

anderem darauf zur�ckzuf�hren, dass Ab-

schreibungen das Steueraufkommen mindern

k�nnen, nicht jedoch die hier verwendete

Bemessungsgrundlage aus den VGR. Auch

die (eingeschr�nkte) steuerliche Verlustver-

rechnung kann eine Rolle spielen. Hinzu

kommt, dass zeitliche Verschiebungen bei der

Veranlagung oder der Abf�hrung der Steuern

– etwa im Verlauf eines Konjunkturzyklus –

mit dem zu Grunde gelegten stilisierten

Steuermodell nicht erfasst werden. Hierdurch

k�nnen in einzelnen Jahren merkliche Resi-

duen entstehen, die sich aber �ber einen

l�ngeren Zeitraum hinweg weitgehend aus-

gleichen sollten.

Anwendung des disaggregierten

Ansatzes: die Entwicklung der

�ffentlichen Finanzen in Deutschland

von 2000 bis 2005

Entwicklung des staatlichen

Finanzierungssaldos

Im Jahr 2000 stellte sich die Lage der �ffent-

lichen Finanzen auf den ersten Blick sehr g�ns-

tig dar. Der unbereinigte staatliche Finanzie-

rungssaldo wies einen �berschuss von 1,3%

des BIP aus, und die Schuldenquote sank erst-

mals seit der Wiedervereinigung. Bei genau-

Wirkung
finanz-
politischer
Maßnahmen
schwer
abzusch�tzen

Residuum
zeigt Sch�tz-
unsicherheit
und Sonder-
effekte

Grundlegende
Haushalts-
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tausendwende
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erer Betrachtung zeigt sich allerdings, dass

die strukturelle Haushaltsposition deutlich

ung�nstiger war. Sie wurde nur vor�berge-

hend durch starke Sondereffekte �berlagert.

So h�tte sich ohne die einmaligen Erl�se aus

dem Verkauf von UMTS-Lizenzen anstelle

eines �berschusses ein Defizit in H�he von

1,1% des BIP ergeben. Die �ber dem Trend

liegenden Wachstumsraten im Jahr 2000 und

den vorangegangenen Jahren hatten zudem

zur Folge, dass die unbereinigte Defizitquote

zur Jahrtausendwende konjunkturbedingt um

etwa einen halben Prozentpunkt niedriger als

die strukturelle Quote ausfiel. Noch st�rker

fiel aber ins Gewicht, dass die gewinnabh�n-

gigen Steuern bis 2000 deutlich schneller ge-

wachsen waren, als es mit Hilfe von Steuer-

rechts�nderungen und der Entwicklung der

Unternehmens- und Verm�genseinkommen

erkl�rt werden kann. Im Jahr 2000 wiesen sie

ein außerordentlich hohes Niveau auf.

In den folgenden beiden Jahren entfielen

diese positiven Einfl�sse oder kehrten sich

sogar ins Gegenteil um. Die ung�nstige struk-

turelle Haushaltsposition trat mit aller Deut-

lichkeit zu Tage. Im Jahr 2002 erreichte die

unbereinigte Defizitquote 3,7% und �bertraf

damit den im EG-Vertrag festgelegten Refe-

renzwert von 3% deutlich. Gegen�ber der

um den einmaligen Effekt der UMTS-Erl�se

bereinigten Defizitquote des Jahres 2000 kam

es zu einem Anstieg um 2 1�2 Prozentpunkte.

Hierzu trugen konjunkturelle Einfl�sse mit

knapp einem halben Prozentpunkt nur ver-

gleichsweise wenig bei. Auch die umfangrei-

chen Steuersenkungen waren letztlich nicht

ausschlaggebend. So standen deutlichen

Mindereinnahmen im Zusammenhang mit

der ersten Stufe der Einkommensteuerreform

im Jahr 2001 sp�rbare diskretion�re Abga-

benerh�hungen im folgenden Jahr gegen-

�ber. Entscheidend war vielmehr, dass sich

die g�nstige Sonderentwicklung bei den ge-

winnabh�ngigen Steuern umkehrte und die

diesbez�glichen Einnahmen drastisch sanken.

Die folgenden Jahre waren durch eine m�ßi-

ge Verbesserung des strukturellen Finanzie-

in % des BIP

Temporäre Effekte

1997 2005

Konjunkturkomponente

davon:

Struktureller Finanzierungssaldo

Finanzierungssaldo

Staatlicher Finanzierungssaldo
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Strukturelle Entwicklung*) in Prozent des Trend-BIP

�nderung gegen�ber Vorjahr in Prozentpunkten

Position 2001 2002 2003 2004 2005
Insgesamt
2001–2005

Finanzierungssaldo – 1,7 – 0,5 0,4 0,2 0,3 – 1,3
Zinsen – 0,1 – 0,2 0,0 – 0,1 0,0 – 0,4

wegen Ver�nderung des Durchschnittszinses 0,0 – 0,1 – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,6
wegen Ver�nderung des Schuldenstandes – 0,1 0,0 0,1 0,1 0,1 0,3

Prim�rsaldo – 1,8 – 0,6 0,4 0,1 0,3 – 1,7

Einnahmen – 2,0 – 0,8 – 0,3 – 1,2 0,3 – 4,1
davon:

Steuern und Sozialbeitr�ge – 2,0 – 0,7 – 0,2 – 0,9 0,1 – 3,7
Fiscal Drag 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,5
Abkopplung der Basis vom BIP – 0,2 – 0,3 – 0,1 – 0,2 0,0 – 0,9
Rechts�nderungen – 1,1 0,7 0,4 – 0,6 – 0,2 – 0,8
Residuum – 0,9 – 1,3 – 0,6 – 0,2 0,3 – 2,6

darunter: Gewinnabh�ngige Steuern 1) – 0,7 – 0,8 – 0,1 0,1 0,0 – 1,5
Nachrichtlich: Teil der Ausgaben 2) – 0,1 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,3

Nichtsteuerliche Einnahmen 3) 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,3 0,1 – 0,3

Prim�rausgaben – 0,2 – 0,2 – 0,7 – 1,2 0,0 – 2,4
davon:

Sozialausgaben 4) 0,2 0,1 – 0,1 – 0,7 0,3 – 0,2
Subventionen – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,5
Arbeitnehmerentgelte – 0,2 – 0,1 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,8
Vorleistungen 0,0 0,1 – 0,1 – 0,1 0,2 0,1
Bruttoanlageinvestitionen 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,1 – 0,5
Sonstige Ausgaben 5) 0,0 – 0,1 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,5

Nachrichtlich:
Unbereinigter Finanzierungssaldo 6) – 4,1 – 0,9 – 0,3 0,3 0,3 – 4,6

Konjunkturkomponente 6) 0,0 – 0,4 – 0,5 0,0 0,0 – 0,9
Tempor�re Effekte 6) – 2,5 0,1 – 0,1 0,2 0,1 – 2,3

Ausgaben f�r Alterssicherung 7) 0,0 0,1 0,0 – 0,2 – 0,1 – 0,2
Gesundheitsausgaben 8) 0,1 0,0 0,0 – 0,3 0,1 – 0,2
Arbeitsmarktausgaben 9) 0,0 0,0 – 0,1 – 0,2 0,3 – 0,1

Ver�nderungsrate Staatsbedienstete s) – 2,1 – 0,9 – 0,8 – 1,2 – 0,9 – 1,2
Ver�nderungsrate reales Trend-BIP 1,3 1,2 1,1 1,1 1,1 1,2
Ver�nderungsrate BIP-Deflator 1,2 1,5 1,0 0,8 0,5 1,0

* Bereinigt um konjunkturelle Einfl�sse und tempor�re
Effekte. Abgrenzung gem�ß ESVG ’95. Ab 2005 einschl.
der Postpensionskassen. Dadurch leichter Anstieg der Ein-
nahmen- und Ausgabenquoten gegen�ber den (noch
nicht angepassten) Vorjahren. Abweichend vom Ausweis
des Statistischen Bundesamtes saldenneutrale Einbezie-
hung der Z�lle, des Anteils der EU am Mehrwertsteuer-
aufkommen und der Subventionen der EU. —1 Veranlagte
Einkommensteuer, Kapitalertragsteuern, K�rperschaft-
steuer, Gewerbesteuer. — 2 Auf den Staatssektor entfal-
lende Zahlungen (gesch�tzt). — 3 Sonstige empfangene
laufende Transfers, Verk�ufe und empfangene Verm�-
genstransfers. — 4 Einschl. sonstiger laufender Transfers

an private Haushalte. — 5 Sonstige geleistete laufende
Transfers an Kapitalgesellschaften und die �brige Welt,
Netto-Zugang sonstiger nichtfinanzieller Verm�gens-
g�ter und geleistete Verm�genstransfers. — 6 Angaben
in Prozent des nominalen BIP. — 7 Ausgaben der gesetz-
lichen Rentenversicherung, f�r Beamtenpensionen und
Transfers an die bzw. Leistungen der Postpensionskasse. —
8 Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung und
Beihilfezahlungen f�r Beamte. — 9 Ausgaben der Bun-
desagentur f�r Arbeit (ohne Aussteuerungsbetrag) und
f�r Arbeitslosenhilfe (bis 2004) bzw. Arbeitslosengeld II
(ab 2005) sowie Eingliederungsmaßnahmen.

Deutsche Bundesbank
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rungssaldos gekennzeichnet. Die unberei-

nigte Defizitquote stieg zwar 2003 noch

etwas an. Dies ist allerdings vor allem auf die

ung�nstige Konjunkturentwicklung zur�ck-

zuf�hren. Die strukturelle Defizitquote ver-

besserte sich dagegen wie auch in den fol-

genden beiden Jahren um jeweils etwa einen

viertel Prozentpunkt. Bei insgesamt kaum

noch wachsenden Belastungen durch kon-

junkturelle Einfl�sse und per saldo geringen

Entlastungen durch tempor�re Effekte ging

dann auch die unbereinigte Defizitquote auf

3,3% im Jahr 2005 zur�ck.

Entwicklung der Einnahmen

Die strukturellen Einnahmen des Staates san-

ken in Relation zum Trend-BIP seit dem Jahr

2000 um rund vier Prozentpunkte. Ausgliede-

rungen kommunaler Geb�hrenhaushalte aus

dem Staatssektor (die sich spiegelbildlich

auch auf der Ausgabenseite zeigen) d�rften

dabei im betrachteten Zeitraum nur eine be-

grenzte Rolle gespielt haben. Zur groben Ab-

sch�tzung k�nnen die staatlichen Verk�ufe,

bei denen es sich zumeist um Geb�hrenein-

nahmen handelt, bereinigt um die Mehrein-

nahmen aus der erstmaligen Erhebung der

LKW-Maut im Jahr 2005 herangezogen wer-

den. Sie gingen in Relation zum Trend-BIP nur

leicht zur�ck.

Der Fiscal Drag bewirkte seit der Jahrtausend-

wende einen Anstieg der strukturellen Ein-

nahmenquote um etwa einen halben Pro-

zentpunkt. Maßgeblich war der Progressions-

effekt bei der Lohnsteuer, der auf Grund der

schwachen Entwicklung der Bruttol�hne und

-geh�lter je Besch�ftigtem jedoch vergleichs-

weise gering ausfiel. Dieser einnahmenerh�-

hende Effekt wurde freilich durch die struk-

turelle Abkopplung der makro�konomischen

Bemessungsgrundlagen der aufkommens-

starken Abgaben von der Entwicklung des

BIP mehr als aufgewogen. Besonders ausge-

pr�gt war dies bei den Sozialbeitr�gen. W�h-

rend das nominale BIP zwischen 2000 und

2005 trendm�ßig um jahresdurchschnittlich

etwa 2,1% zunahm, betrug das Trendwachs-

tum der Bruttol�hne und -geh�lter 1,2%.

Auch die Aufkommensentwicklung der Lohn-

steuer wurde dadurch merklich ged�mpft.

Zum R�ckgang der strukturellen Einnahmen-

quote trugen auch Rechts�nderungen bei.

Per saldo ergaben sich durch diskretion�re

Maßnahmen Mindereinnahmen des Staates

in H�he von 3�4 % des Trend-BIP. Zu Buche

schlug hier vor allem die mehrstufige Einkom-

mensteuerreform. Die damit verbundenen

Tarifsenkungen in den Jahren 2001, 2004

und 2005 f�hrten zu sp�rbaren Steuerausf�l-

len.6) Dem standen zwar Erh�hungen von

Verbrauchsteuern, insbesondere der Mineral-

�l- und Stromsteuer im Rahmen der letzten

Stufen der „�kologischen Steuerreform“ so-

wie der Tabaksteuer gegen�ber. Diese er-

reichten aber insgesamt keinen vergleichba-

ren Umfang. Bei den Sozialbeitr�gen und den

gewinnabh�ngigen Steuern spielten �nde-

rungen des Abgabenrechts �ber den betrach-

teten Zeitraum insgesamt keine nennens-

werte Rolle. In einzelnen Jahren ergaben sich

M�ßige
Konsolidierung
in den folgen-
den Jahren

6 Die hier zu Grunde gelegte Sch�tzung der Ausf�lle
durch das BMF scheint allerdings f�r 2005 zu hoch ange-
setzt, worauf nicht zuletzt das positive Residuum bei der
Erkl�rung der Ver�nderung der strukturellen Lohnsteuer-
quote mit dem disaggregierten Ansatz im letzten Jahr
hindeutet.

Strukturelle
Einnahmen-
quote drastisch
gesunken

Gewisser
Anstieg durch
Fiscal Drag

Ausschlag-
gebend aber
negative
Abkopplung
der makro-
�konomischen
Bemessungs-
grundlagen, ...

...Rechts-
�nderungen, ...



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
M�rz 2006

75

Strukturelle Entwicklung*) der Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen
in Prozent des Trend-BIP

�nderung gegen�ber Vorjahr in Prozentpunkten

Position 2001 2002 2003 2004 2005

Insgesamt

2001–2005

Lohnsteuer – 0,4 0,1 0,0 – 0,6 – 0,2 – 1,1

Fiscal Drag 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,6

Abkopplung der Basis vom BIP – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,4

Rechts�nderungen – 0,6 0,0 0,1 – 0,6 – 0,4 – 1,5

Residuum 0,1 0,0 – 0,1 0,0 0,2 0,2

Sozialbeitr�ge – 0,3 – 0,2 – 0,1 – 0,3 0,0 – 0,9

Fiscal Drag 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Abkopplung der Basis vom BIP – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,6

Rechts�nderungen – 0,1 0,1 0,2 0,0 – 0,1 0,1

Residuum 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,1 0,1 – 0,3

Gewinnabh�ngige Steuern 1) – 1,3 – 0,3 0,0 0,2 0,3 – 1,2

Fiscal Drag 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1

Abkopplung der Basis vom BIP 0,0 0,0 0,1 0,1 0,1 0,2

Rechts�nderungen – 0,5 0,4 0,0 0,0 0,1 0,0

Residuum – 0,7 – 0,8 – 0,1 0,1 0,0 – 1,5

Steuern vom Umsatz – 0,2 – 0,2 – 0,1 – 0,1 0,0 – 0,6

Fiscal Drag 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Abkopplung der Basis vom BIP 0,0 – 0,1 0,0 – 0,1 0,0 – 0,1

Rechts�nderungen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 – 0,1

Residuum – 0,2 – 0,1 – 0,1 0,0 0,0 – 0,4

Spezielle Verbrauchsteuern 0,2 0,1 0,1 – 0,2 – 0,1 0,1

Fiscal Drag 0,0 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,3

Abkopplung der Basis vom BIP 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Rechts�nderungen 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 0,7

Residuum 0,0 0,0 0,0 – 0,2 – 0,1 – 0,3

* Bereinigt um konjunkturelle Einfl�sse und tempor�re

Effekte. — 1 Veranlagte Einkommensteuer, Kapitalertrag-

steuern, K�rperschaftsteuer, Gewerbesteuer.

Deutsche Bundesbank



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
M�rz 2006

76

allerdings durchaus sp�rbare Effekte. So

f�hrte die Reform der Unternehmensbesteue-

rung im Jahr 2001 zun�chst zu deutlichen

Steuerausf�llen, denen aber schon im folgen-

den Jahr die Wirkung verschiedener aufkom-

mensst�rkender Maßnahmen gegen�ber-

stand.

Den mit 2 1�2 Prozentpunkten weitaus gr�ßten

Beitrag zum R�ckgang der strukturellen Ein-

nahmenquote leisteten jedoch Sonderfakto-

ren. Von besonderer Bedeutung war dabei

die bereits erw�hnte Entwicklung der grund-

s�tzlich sehr volatilen gewinnabh�ngigen

Steuern (vgl. oben stehendes Schaubild). Sie

hatten im Jahr 2000 nach einem mehrj�hri-

gen steilen Anstieg ein außergew�hnlich ho-

hes Niveau erreicht, das mit der Entwicklung

der unterstellten makro�konomischen Be-

messungsgrundlage und Rechts�nderungen

bei weitem nicht erkl�rt werden kann. So be-

lief sich das Residuum bei diesen Steuern in

den Jahren 1997 bis 2000 auf kumuliert

knapp 11�2 Prozentpunkte. Hohe Nachzahlun-

gen fielen mit einer kr�ftigen Heraufsetzung

der Vorauszahlungen zusammen, und auch

die g�nstige Entwicklung an den Finanzm�rk-

ten schlug sich hier nieder. In den folgenden

beiden Jahren kehrte sich dieses Bild dann

aber wieder um. Nun fielen die gewinnab-

h�ngigen Steuern in Relation zum Trend-BIP

wiederum unerkl�rt um insgesamt etwa

11�2 Prozentpunkte. Neben sinkenden Voraus-

zahlungen kam es zu umfangreichen R�ck-

erstattungen f�r Vorjahre. Daneben d�rfte

auch der Kursverfall an den Finanzm�rkten

eine Rolle gespielt haben, insbesondere weil

die Neubewertung bilanzieller Aktiva zu ho-

Mrd €

Körperschaft-
steuer

Nicht-veranlagte
Steuern vom
Ertrag

Gewerbesteuer

Veranlagte
Einkommen-
steuer

Zinsabschlag

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Einnahmen aus gewinnabhängigen Steuern *)

* Bereinigt um Wirkungen von Steuerrechtsänderungen und Konjunktureinflüssen. 

Deutsche Bundesbank

100

90

80

70

60

50

40

30

20

10

0

...und vor allem
Sonderfaktoren
bei den
gewinn-
abh�ngigen
Steuern ...



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
M�rz 2006

77

hen Abschreibungen im Unternehmenssektor

beitrug.7)

Auch die Aufkommensentwicklung der

Sozialbeitr�ge, der Umsatzsteuer und der

speziellen Verbrauchsteuern war ged�mpft.

Bei letzteren hatten die in den Jahren 2004

und 2005 erheblich gestiegenen Energie-

preise zur Folge, dass die Nachfrage nach

Energietr�gern insgesamt merklich sank. Des-

wegen ging bei der (als Mengensteuer ausge-

stalteten) Mineral�lsteuer das Steueraufkom-

men st�rker zur�ck, als allein auf Grund der

Ver�nderung des realen privaten Konsums,

der im Rahmen dieses Verfahrens als makro-

�konomische Bemessungsgrundlage dient,

vermutet werden k�nnte. Die Verhaltensreak-

tionen auf die Anhebung der Tabaksteuer

wirkten sich �hnlich aus. Die im Residuum

zum Ausdruck kommende unerkl�rt schwa-

che Entwicklung der Umsatzsteuer k�nnte

damit zusammenh�ngen, dass eine Verschie-

bung der Konsumstruktur zu Gunsten von

Produkten, die dem erm�ßigten Steuersatz

unterliegen oder von der Umsatzsteuer be-

freit sind, nur n�herungsweise erfasst wird.

Auch eine Zunahme des Steuerbetrugs oder

von insolvenzbedingten Steuerausf�llen bei

dieser Steuer w�rde sich hier niederschlagen.

Zu der nicht auf makro�konomische Entwick-

lungen und rechtliche �nderungen zur�ckge-

henden Einnahmenschw�che der Sozialver-

sicherungen hat beigetragen, dass gut verdie-

nende Versicherte von der gesetzlichen zur

privaten Krankenversicherung wechselten

und sich die sozialversicherungspflichtigen

Entgelte daher noch schw�cher entwickelten

als die Bruttol�hne und -geh�lter insgesamt.

Entwicklung der Ausgaben

Der sinkenden Einnahmenquote stand in der

ersten H�lfte dieses Jahrzehnts ein R�ckgang

der strukturellen Ausgabenquote (– 2 3�4 Pro-

zentpunkte) gegen�ber. Dies reichte aber

nicht aus, um einen starken Defizitanstieg zu

verhindern. Dabei sank die strukturelle Zins-

ausgabenquote um knapp einen halben Pro-

zentpunkt. Die stark steigende Schulden-

quote f�hrte zwar f�r sich genommen zu

einem merklichen Anstieg der Zinsausgaben

in Relation zum Trend-BIP. Insgesamt �berwo-

gen aber bei weitem die Zinsersparnisse, die

sich bei Umschuldungen aus den g�nstigen

Finanzierungsbedingungen am Kapitalmarkt

ergaben.

Die strukturelle Prim�rausgabenquote sank

um fast 2 1�2 Prozentpunkte. Dieser R�ckgang

war insbesondere auf die Begrenzung der

Aufwendungen f�r das aktive Personal und

damit die wichtigste Ausgabenkategorie der

Gebietsk�rperschaften zur�ckzuf�hren. Sie

�nderten sich im Berichtszeitraum in absolu-

ter Betrachtung kaum, so dass ihr Anteil am

Trend-BIP um insgesamt drei viertel Prozent-

punkte sank. Entscheidend war dabei der an-

haltende Personalr�ckgang um jahresdurch-

schnittlich etwas mehr als 1%, der von einer

Verl�ngerung der Arbeitszeiten begleitet

wurde. Die Tarifentgelte im �ffentlichen

Dienst stiegen von 2000 bis 2005 um jahres-

durchschnittlich etwa 11�2 % und damit etwas

weniger als im privaten Sektor.

7 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Neuere Tendenzen
der Steuereinnahmen, Monatsbericht, Dezember 2002,
S.15 ff.
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Die staatlichen Sachinvestitionen sanken sogar

in absoluter Betrachtung kontinuierlich und

trugen insgesamt einen halben Prozentpunkt

zum R�ckgang der strukturellen Prim�raus-

gabenquote bei. Ihr Anteil am Trend-BIP sank

von 1,8% auf zuletzt nur noch 1,3%. Diese

Entwicklung ist teilweise Folge der anhaltend

prek�ren Haushaltslage der Kommunen, die

den �berwiegenden Teil der staatlichen Sach-

investitionen t�tigen und offensichtlich ge-

rade in diesem recht disponiblen Bereich

k�rzten. Allerdings d�rfte sie zu einem gewis-

sen Grad auch Ausgliederungen von Geb�h-

renhaushalten beziehungsweise der staat-

lichen Immobilienverwaltung (einschl. der da-

mit verbundenen Investitionst�tigkeit) sowie

das Eingehen von „Public Private Partner-

ships“ widerspiegeln. Dies f�hrt zu einer Ver-

schiebung von staatlichen zu privaten Investi-

tionen.

Der R�ckgang der staatlichen Subventionen

weist tendenziell auf einen Effizienzgewinn

hin. Neben der fortgesetzten Abschmelzung

der staatlichen Unterst�tzung f�r den Stein-

kohlebergbau hat hierzu auch die R�ckf�h-

rung der Ausgaben f�r die aktive Arbeits-

marktpolitik beigetragen. Allerdings sind die

Subventionen in den VGR sehr eng abgegrenzt

und ihr R�ckgang k�nnte durch statistische

Verschiebungen in den VGR �berzeichnet sein.

Ein vor dem Hintergrund ihres Anteils von gut

58% an den Gesamtausgaben des Staates

bescheidener Beitrag zur Konsolidierung auf

der Ausgabenseite entfiel auf die Sozialaus-

gaben, die gr�ßtenteils auf die Sozialver-

sicherungen entfallen. Dies gilt auch dann,

wenn ber�cksichtigt wird, dass in den VGR

die Leistungen f�r die Postpension�re in H�he

von 6,3 Mrd 3 oder 0,3% des BIP f�r das Jahr

2005 als Sozialtransfer ausgewiesen werden,

w�hrend die Verbuchung f�r die Vorjahre

noch nicht revidiert wurde und der damals

geleistete Bundeszuschuss unter den sons-

tigen Ausgaben erfasst wird.

Der Anteil der staatlichen Gesundheitsaus-

gaben am Trend-BIP ging seit 2000 um knapp

einen viertel Prozentpunkt zur�ck. Dabei

wurde der tendenziell hohe Ausgabendruck,

der sich aus der mit steigendem Wohlstand

�berproportional zunehmenden Nachfrage

nach Gesundheitsleistungen, dem kostenstei-

gernden medizinisch-technischen Fortschritt

und dem gesellschaftlichen Alterungsprozess

ergibt, vor allem durch die Gesundheits-

reform 2004 vor�bergehend umgekehrt. Auf

eine dauerhaft tragf�hige Grundlage wurde

die gesetzliche Krankenversicherung aller-

dings nicht gestellt.8)

In der gesetzlichen Rentenversicherung ge-

lang es dagegen, das Ausgabenwachstum

nachhaltig zu d�mpfen. Zwar nimmt die Ren-

tenzahl auf Grund der demographischen Ent-

wicklung stetig zu. Der Anstieg der Renten-

ausgaben infolge der j�hrlichen Rentenanpas-

sungen wurde aber durch die �nderung der

Berechnungsvorschrift bei der Rentenreform

2001 („Riester-Treppe“) und die Einf�hrung

des Nachhaltigkeitsfaktors gebremst. Zuk�nf-

tig d�rften sich weitere Einsparungen erge-

ben, wenn – wie von der Bundesregierung

vorgesehen – die langfristige Wirksamkeit

8 Vgl. hierzu auch: Deutsche Bundesbank, Finanzielle
Entwicklung und Perspektiven der gesetzlichen Kranken-
versicherung, Monatsbericht, Juli 2004, S.15 ff.
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des Nachhaltigkeitsfaktors sichergestellt und

das gesetzliche Renteneintrittsalter angeho-

ben wird. Gleichwohl d�rfte die zunehmende

Alterung der Gesellschaft auf l�ngere Sicht

wieder zu einem strukturellen Anstieg der

altersbedingten Ausgaben im Verh�ltnis zum

BIP f�hren.

Die strukturellen arbeitsmarktbedingten Aus-

gaben �nderten sich in Relation zum Trend-

BIP �ber den betrachteten Zeitraum per saldo

wenig. Dabei standen der Einschr�nkung der

aktiven Arbeitsmarktpolitik die auch struktu-

rell steigende Arbeitslosenzahl und vor allem

der unerwartete Ausgabenanstieg infolge der

Hartz IV-Reform gegen�ber.

Schlussbemerkungen

Der hier vorgestellte disaggregierte Ansatz er-

g�nzt die vorhandenen Instrumente zur Ana-

lyse der �ffentlichen Finanzen. Er erm�glicht

eine strukturierte und standardisierte Untersu-

chung der Entwicklung der Staatsfinanzen in

den VGR. Dabei wird insbesondere den analy-

tischen Vorgaben der europ�ischen Haushalts-

regeln Rechnung getragen. Mit dem Ansatz

werden die strukturellen – hier verstanden als

die um konjunkturelle Einfl�sse und tempor�re

Effekte bereinigten – Entwicklungen einzelner

Einnahmen- und Ausgabenkategorien des

Staates offen gelegt. So k�nnen die tiefer lie-

genden Ursachen f�r die Ver�nderungen des

staatlichen Finanzierungssaldos aufgedeckt

werden. Dabei ist allerdings zu beachten, dass

die Aussagen zum aktuellen Rand insofern

vorl�ufig sind, als ihnen Sch�tzungen �ber die

k�nftige gesamtwirtschaftliche Entwicklung

zu Grunde liegen.

Bei einer Anwendung des disaggregierten

Ansatzes auf die Entwicklung der �ffentlichen

Finanzen in Deutschland seit dem Jahr 2000

wird nicht zuletzt deutlich, dass eine grund-

legende Ver�nderung der Lage der Staats-

finanzen nicht nur durch aktuelle finanzpoli-

tische Entscheidungen, sondern auch durch

davon unabh�ngige Entwicklungen begr�n-

det sein kann. So zeigt sich, dass der starke

Anstieg der Defizitquote zwar auch durch ne-

gative konjunkturelle Einfl�sse und merkliche

Steuersenkungen begr�ndet war. Ausschlag-

gebend war aber eine dar�ber hinausge-

hende kr�ftige Reduktion der um konjunktu-

relle und tempor�re Effekte bereinigten Ein-

nahmenquote, die in dieser H�he nicht er-

wartet wurde. Dieser R�ckgang geht zu

einem erheblichen Teil auf eine Verringerung

des im Jahr 2000 erreichten außerordentlich

hohen Aufkommens der gewinnabh�ngigen

Steuern zur�ck. Im R�ckgang spiegelt sich

aber unter anderem auch wider, dass die

L�hne und Geh�lter, die die Bemessungs-

grundlage der Lohnsteuer und der Sozial-

beitr�ge bilden, trendm�ßig deutlich schw�-

cher als das BIP wuchsen. Die strukturelle

Ausgabenquote sank zwar gleichfalls sp�rbar.

Letztlich reichte dies aber nicht aus, um die

Verschlechterung auf der Einnahmenseite

auszugleichen und einen deutlichen Anstieg

des strukturellen Defizits zu verhindern.
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